
Die aktuelle Verengung der deutschen Erinnerungskul-

tur auf die Zeit des Nationalsozialismus ist zugunsten einer 

erweiterten Geschichtsbetrachtung aufzubrechen, die auch die 

positiv identitätsstiftenden Aspekte deutscher Geschichte mit 

umfasst.

 

Die AfD bekennt sich zur Kulturhoheit der Bundesländer. 

Kulturelle Förderprogramme des Bundes und der EU, die an 

ideologische Zielvorgaben gekoppelt sind, wollen wir durch 

Förderlinien ersetzen, die der Bewahrung des kulturellen 

Erbes oder dessen würdiger Fortschreibung dienen. 

Für „politisch korrekte“ Kunst und Kultur darf es keine 

staatlichen Anreize geben.

Der gegenwärtige öffentlich-rechtliche Rundfunk wird 

-

get von über neun Milliarden Euro viel zu teuer und wird in 

einer Weise von der Politik dominiert, die einer Demokratie 

unwürdig erscheint. Die AfD setzt sich dafür ein, die Rund-

funkanstalten grundlegend zu reformieren. 

Der Rundfunkbeitrag ist abzuschaffen, damit in Zukunft 

jeder Bürger selbst und frei entscheiden kann, ob er das 

öffentlich-rechtliche Angebot empfangen und bezahlen will. 

Der neue Bürgerrundfunk soll ein schlankes Medium sein, 

welches sich auf objektive Berichterstattung sowie kulturelle 

und bildende Inhalte fokussiert. Das Angebot wird über-

wiegend verschlüsselt/passwortgeschützt, sodass nur noch 

– egal welcher Ausrichtung – zu reduzieren, sollen insbeson-

dere die gesellschaftlichen Vertreter in den Kontroll- 

gremien durch freie und demokratische Wahlen vom Bürger 

bestimmt werden.

 

äußerung erhalten

Das Internet als Medium der Kommunikation, Informa-

tion und freien Meinungsäußerung darf abseits der Verfol-

gung von Straftaten keinerlei Beschränkung und Zensur 

unterliegen. 
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